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Inland. 


Berlin, den 22. Jan. Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht: 
Dem Wachtmeiſter Führer von der Eskadron des Aten Bataillons (Gumbinnen) 
Zten Landwehr⸗Regiments und dem Walkermeiſter Hupperts in Görlitz die Ret⸗ 
tungs⸗Medaille am Bande zu verleihen; den bisherigen Ober⸗Landesgerichts-Rath 
Rathmann in Magdeburg zum Geheimen Ober⸗Tribunals⸗Rath zu ernennen; 
und dem Juſtiz⸗Kommiſſarius Rordmann in Quedlinburg bei ſeiner Dienſt⸗ 
Entlaſſung den Charakter als Juſtizrath zu verleihen. 


Se. Hoheit der Herzog Georg von Mecklenburg⸗Strelitz if nach 
NensStrelig abgereiſt. — Se. Excellenz der Herzogl. Anhalt Deſſauiſche Wirk- 
liche Geheime Rath und Regierungs⸗Präſident, Dr. von Morgenſtern, iſt 
von Deſſau hier angekommen. — Der Präſident des Konſiſtoriums der Provinz 
Preußen, Beſſel, iſt nach Königsberg in Pr. abgereiſt. 


Berlin. — Einen eigenthümlichen Spielraum Berliner Debatten hat in 
der letzten Zeit das Volksſchulweſen abgegeben, welches die Synode der hie⸗ 
ſigen Geiſtlichen in der Sophienkirche, auf deren Verhandlungen wir zuerſt in die⸗ 

„fen Blättern hingewieſen haben, in den Kreis der geiſtlichen Wirkſamkeit und Auf⸗ 


ſicht hinüberziehen wollte. 
als ſachgemäß und den Intentionen der Betheiligten entſprechend erwieſen, als 


ſeitdem von manchen Seiten her darauf hingearbeitet worden iſt, über die eigent- 
lichen Abſichten jener Verſammlung ein künſtliches Dunkel zu verbreiten. S0 viel 
iſt gewiß, daß es ſich auf dieſer Seite in Berlin um eine Reorganiſation der 
Volksſchule im Jutereſſe der Kirche handelt, und man ſollte biefen Berathungs⸗ 
zweck nicht, wie geſchehen, in den Schleier des Geheimniſſes hüllen, wodurch 
am leichteſten ſeine zweifelhafte Natur erſichtlich werden kann. Die Volksſchule 
iſt ein Begriff der neueſten Zeit, welche darin das wahre Weſen moderner Lebens⸗ 
geſtaltungen im Kern erſaſſen und die ewige Grundlage des neuern Staatslebene, 
die nur im Volke, ſeinem Bewußtſein und ſeiner Bildung zu ſuchen, in feiner 
hochſten und edelſten Bedeutung feſtſtellen will. Man kann nicht läugnen, daß 
die Beſtrebungen nach dieſer Seite hin in der Gegenwart weit und groß genug 
ergriffen worden, und es kommt hier in der That auf einen umfaſſenden und die 
höchſten Zeitbebirfniffe in ſich zuſammenſchließenden Geſichtspunkt au, von dem 
aus die Volksbildung in den ihr vorzugsweiſe gewidmeten Schulen begründet 
und geregelt werden muß. Preußen möchte der moderne Staat ſein, deſſen Auf⸗ 
gabe hier vorzugsweiſe gegeben liegt, und der auf dem Wege der Volkserziehung 
auch den innerſten Kern ſeiner Staatsentwickelung zu finden und zu fördern hat. 
Um ſo aufmerkſamer muß man auf die begonnenen und, wie wir hören, bald in 
einer zweiten Synode fortzuſetzenden Verhandlungen in der Sophienkirche ſein, 
weil der Gegenſtand, der hier von einem einſeitigen Standpunkte aus ausſchließ⸗ 
lich behandelt werden ſoll, von den allgemeinen Staatszwecken heutzutage durch⸗ 
aus nicht mehr zu trennen iſt. Wenn die Berliner Geiſtlichen die Aufgabe über⸗ 
nommen haben, die Volksſchule zu reorgauiſiren, jo fällt dabei ſchon der Umſtand 
als befremdlich und zugleich als charakteriſtiſch auf, daß der Lehrerſtand ſelbſt bei 
dieſem Geſchäſt gänzlich bei Seite gelaſſen und umgangen wird. Man hält un⸗ 
fern Lehterſtand allerdings von manchen Seiten her für inficirt von gewiſſen mo⸗ 
dernen Zeitrichtungen und negativen Aufklärungen, und die zur geiſtlichen Umbil⸗ 
dung des Volksſchulweſens zuſammengetretene Synode mag in dieſer Betrachtung 
noch ein dringendes Motiv mehr geſehen haben, um hier die Zügel zu ergreifen 
und ſich ferner eine organiſche Stelle bei der Volksſchule zu fichern. Daß man 
hier, wie von einigen Betheiligten angegeben wird, bei einer Neugeſtaltung und 
Ausdehnung des Religionsunterrichts in den Volksſchulen ſtehen bleiben wolle, da⸗ 
von können wir uns für's erſte noch nicht überzeugen. Die von der Synode er⸗ 
nannte Commiſſion, welche den Gegenſtand zum Behuf einer zweiten Verſamm⸗ 
lung vorberathen ſoll, beſteht aus den Predigern Bachmann, Conard, Piſchon, 
Deibel und Orth. * 


Unſer Bericht über dieſe Synode hat ſich um ſo mehr 


Königsberg. (Bresl. Z.) So eben hat der Oberpräſident der Provinz, Herr 
Bölticher, dem Vorſtande feinen Austritt aus der ſtädtiſchen Reſſource angezeigt. 
Man betrachtet dieſen Austritt als den Vorboten der Auflöſung der Reſſource, 
welche ſich zwar ſtets in den geſetzlichen Schranken erhielt, fo z. B. die vorgeſchla⸗ 
gene Aufhebung der Cenſur der Vorträge im vorigen Jahre ablehnte, aber ſich 
nicht die Zufriedenheit der Regierung erworben hat, wie ein Ihnen mitgetheiltes 
Miniſterialreſeript, das zugleich ihre baldige Auflöſung anrieth, es ausſprach. 
Breslau. — Um 13. Jan. fand eine Verſammlung zur Berathung und 
Beſchließung zum Bau einer Getreide-Markt- und Produkten⸗Halle ſtatt. Die 
Nothwendigkeit einer ſolchen wurde faſt einſtimmig anerkannt und ein Platz inner⸗ 
halb der Stadt als beſonders wünſchenswerth erachtet. Auf das veranſchlagte 
Bau⸗Kapital von 12,000 Rthlr. wurden über 4000 Rthlr. ſofort in Aktien, 
à 20 Athlr., gezeichnet, ſo daß die Ausführung als ziemlich geſichert erſcheint. 
Halle. — Von der Denkmünze, welche Halle auf das Hungerjahr hat prä⸗ 
gen laſſen, ſind bis jetzt 21,000 Stück verkauft. Ein Färber war zuerſt auf den 
Gedanken einer ſolchen Verewigung gekommen; er verband ſich mit einem reichen 
Commerzienrath, ließ den Zeichenlehrer Spieß die Zeichnung entwerfen und die 
Münze in Berlin prägen. — Am Ende der vorigen Woche wurde der Director 
der Frankiſchen Stiftung zum Cultusminiſter beſchieden, doch weiß man nicht, ob 
um Juſtructionen über die kirchliche Richtung feiner Schulen zu erhalten, oder um 


wegen der Klagen über geringe Beſoldung ꝛc., wie ſie etliche Mal von den Lehrers 
collegien beim Miniſter eingereicht find, vernommen zu werden. 


Aus Weſtphalen, im Januar. — Kürzlich kehrten einige Arbeiter, die 
bei der beklagenswerthen einſtweiligen Einſtellung des Weiterbaues der Köln⸗Min⸗ 
den⸗Thüringer Eiſenbahn in Soeſt vergeblich Arbeit geſucht hatten, von dort nach 
Hamm zurück. Sie fanden au ihrem Wege verſtreuten Holzabfall, mit dem fie 
ſich beluden. Da trifft ein donnerndes „Halt!“ ihr erſchrockenes Ohr. Im Umwen⸗ 
den erblicken fie den einzigen Sohn des Gutsbeſitzers, welcher das Gewehr auf fie 
anlegt. Verwirrt ſuchen fie in der Flucht ihr Heil; es fällt ein Schuß — und 
zur Strafe für das Aufleſen des Holzes kann ein 17, bis 18jähriger Burſche mit 
dem vermehrten Gewichte von 30 — 40 Schrotkoͤrner heimkeuchen. Das Wei⸗ 


tere ſteht noch zu erwarten. 
8 —— 


Ausland. 


DDr 

In der Kölniſchen Zeitung heißt es vom Main: Man hat gemeldet, daß 
die Collectivnote der drei Cabinete an die Schweiz eine friedliche ſein werd. 
Dieſes ſcheint ſich zu beſtätigen. Indeſſen iſt damit noch nicht Alles beendigt. 
Es droht der Eidgenoſſenſchaft ein Sturm von anderer Seite. Sie haben ver⸗ 
nommen, daß der Bundesverſammlung in Frankfurt eine die Schweiz betreffende 
Mittheilung zugekommen ſei. Man foderte zu ernſten Maßregeln auf aus zwei 
Gründen: Einmal ſeien die Tractate von 1815 garantirt worden, dann habe 
die Eidgenoſſenſchaft den Regierungen Europas gegenüber eine feindliche Stellung 
eingenommen. Auf die Gefahr, welche den Grenzſtaaten aus dem Aſple des 
Radicalismus und Communismus erwachſe, ward dahin gewieſen. Auf den 
erſten Punkt ward erwidert, daß Diejenigen, welche ſomit zum energiſchen Han⸗ 
deln aufgefodert wurden, die Tractate von 1815 nicht mit garantirt hätten. Sie 
könnten alſo darauf nicht fußen, um das Gewünſchte zu thun. Der zweite Punkt 
hingegen wäre ein triftiger. Die Schweiz verurſache Europa und beſonders den 
Grenzſtaaten in der That dringende Beſorgniſſe. Auf dieſen Grund entwickelte 
ſich nun die weitere Verhandlung, und von dieſer Seite iſt noch Alles zu erwar⸗ 
ten, zum Beiſpiel eine Blockade, welche die Schweiz hermetiſch ſperren würde 
und welcher, wie Kundige verſichern, die Eidgenoſſenſchaft nicht lange wider⸗ 
ſtehen könnte. 5 

Der Stadtrath von Kaſſel hatte bekanntlich gegen die Suspenſion des 
Stadtſecretärs Wippermann remonſtrirt. Am 15. Jan. iſt nunmehr dem 
Stadtrathe bei 20 Thlr. von der Megierung auſgegehen worden, ſofort Herrn 


a wohnten Weife zu arbeiten fortgefahren. 


fordert, zu erklären, ü 
es werden die Transporte bezeichnet und die Zeughäuſer genannt, aus denen die 


Kanonen zu dieſem Zweck genommen ſeien. 


nienſchiffe, 6 Fregatten, 


90 


Wippermann vom Dienſte zu entfernen. Dem Stadtrath iſt ferner aufgegeben 
worden, binnen acht Tagen die Wahl eines Oberbürgermeiſters zu veran⸗ 
ſtalten. — Ueber eine Feier des Tages der Verkündigung der Verfaſſung 
im Abendverein iſt eine polizeiliche Unterſuchung eingeleitet worden, und es haben 
deshalb ſchon viele Perſonen Verhöre zu beſtehen gehabt. Die Unterſuchung er⸗ 
ſtreckt ſich bis jetzt über die ausgebrachten Toaſte und über das Aufſpielen der 
Marſeillaiſe. * 9 (Ir. J.) 
In einer norddeutſchen Ztg. heißt es aus München: „Wie man vernimmt, 
wird die Preßangelegenheit unmittelbar nach Eröffnung der Bundesver⸗ 
ſammlung wieder Gegenftand der Berathung bilden. Von hier aus ſoll dem 


Bairiſchen Bundestagsgeſandten die Inſtruction zugegangen fein, mit allen zu 


Gebote ſtehenden Mitteln dahin zu wirken, daß die Sache ihrer Erledigung zuge⸗ 
führt werde. a 
Oeſterreichiſche Staaten. a 
Wien, den 16. Jan. Die Armee» Bewegungen und Rüſtungen dauern 
noch immer fort, obgleich größere Beunruhigungen durch die Mailänder Exzeſſe 
auf eine langere Zeit nicht befürchtet werden. Die Lombardei und Venedig, die 
reichſten Provinzen des Kaiſer Staates, blühend geworden unter der wahrhaft 
väterlichen Oeſterreichiſchen Regierung, für deren Erhaltung die Politik die Auf⸗ 
wendung verſchiedener Mittel ſeit einer Reihe von Jahren in Anſpruch nimmt, 
hat nun das Gewitter, welches aus den benachbarten kleineren Italieniſchen Staa—⸗ 
ten aufſteigt, unſchaͤdlich zu machen, einen größeren Aufwand des Staats-Kredits 
dermalen als die beſte und zweckmäßigſte Maßregel erkannt und damit eine größere 
Truppen ⸗Konzentrirung in den fo beunruhigten Provinzen erzielt. Der Bürger⸗ 
krieg beäugſtigt uns dermalen nicht, allein der Geld-Ariſtokratie, der Induſtrie 


und den Finanzen des Staates kommen dieſe Italieniſchen Umtriebe ſehr ungele⸗ 


gen, und eine allgemeine Mißbilligung ſpricht ſich gegen diejenigen aus, die dieſe 
Erzeſſe hervorgerufen haben, und auch darüber, daß die Conſpiration gegen die 
Regierung in dieſen Provinzen, ſo wie früher in Galizien, ihre kräftigſte Unter⸗ 


ſtützung unter dem Adel findet. 


Frankreich. 

Paris, den 18. Jan. Heute erklärte auch das Journal des Débats, 
daß die ſeit einigen Tagen umlaufenden Gerüchte, als wäre die Geſundheit des 
Königs erſchüttert, nicht den mindeſten Grund hätten; Se. Majeſtät erfreue ſich 
vollkommenen Wohlſeins und habe ſeit der Rücktehr von Dreux ganz in der ger 


Das heutige Journal des Débats meldet: 
erklärt, daß er ſich ganz der Weisheit des Königs anvertraue und mit Erkenntlich⸗ 


keit Alles annehme, was Se. Majeſtät hinſichtlich ſeiner beſchließen werde.“ 
Die Regierung hat entſchieden, daß die vom Admiral Bruat mitgebrachten 


jungen Otaheitier, welche an Bruſtübeln leiden, den Winter in Algerien zubrin⸗ 


gen ſollen. 
Das Miniſterium wird in mehreren Blattern auf das beſtimmteſte herausge⸗ 
ob nicht Kanonen in die detaſchirten Forts gebracht würden; 


In mehreren Kirchen von Paris wird ſeit drei Wochen für die gluͤckliche Eut⸗ 
bindung der Herzogin von Bourdeaur gebetet. Gedruckte Zettel mit Einladun⸗ 


gen zu dieſen Gebeten, umgeben von zwei Lilienzweigen mit Blüthen und Knoſpen, 
werden in den Beichtſtühlen und Sakriſteien vertheilt. 


Das Budget des Krieges ſtellt ſich für 1849 um 1 Million niedriger, als 
das Budget für 1848, aber bei einer Geſammtſumme von mehr als 320 Mil⸗ 
lionen. Der Effektiobeſtand der Armee beſteht aus 333,510 Mann und 80,051 
Pferden, von welchen 58,729 Mann und 14,900 Pferde in Algerien verwen⸗ 
det werden. Die Regierung vermehrt die Truppen⸗Zahl in Algerien aus den 
außerordentlichen Krediten, je nach den Bedürfniſſen des Dienſtes; in den letzten 
Jahren belief ſich ihre Zahl, mit Einſchluß der in Sold genommenen eingeborenen 
Mannſchaft, auf nahe an 100,000 Maun. Das Budget der Marine iſt auf 
139 Millionen feſtgeſtellt, etwas über 2 Millionen weniger, als das letzte. Die 
Marine wird um 13 Fahrzeuge und 1959 Matroſen reduzirt, ſie beſteht noch 
aus 203 Fahrzeugen mit 27,372 Matroſen im Dienſt ind augenblicklich 6 Li⸗ 
15 Korvetten, 16 Briggs, 27 leichte Fahrzeuge, 23 
Transportſchiffe, 51 Dampfſchiffe, 28 verſchiedene Fahrzeuge für die Station an 
der Weſikuſte von Aftika. Die Escadre des Mittelmeers, die aus 12 Segel⸗ 


und Dampfſchiffen beſteht, wird nicht reduzirt, eben jo wenig die Afrikaniſche 


Station. N 

Während alle Blätter dahin übereinſtimmen, daß König Ludwig Philipp von 
der leichten Erkältung, an der er gelitten, wieder hergeſtellt ſei und geſtern dem 
Miniſterrath präſidirt habe, bringt die Privatcorreſpondenz eine lange Erzählung, 


dle wir für ein Maͤhrchen zu halten uns erlauben. Der Kummer über den Tod 


der Madame Adelaide habe alle Uebel bei dem Monarchen geweckt, und dieſer 
ginge ernftlich damit um abzudanken, und die Regentſchaft bei ſeinen Lebzeiten 
einzuführen und zu ordnen. Solche Geſchichten find mehr geeignet auf der Börſe 
Eindruck zu machen, als bei ruhigen Beobachtern Glauben zu finden. 
Der Türkiſche Botſchafter macht große Vorbereitungen zu Feſtlichkeiten, welche 
er in dieſem Winter, gleich anderen Miniſtern, geben will, 
Abd el Kader, becher vorläufig nach dem Fort Lamalgue gebracht worden, 
ſoll ſich ſowohl bel dem Herzog von Aumale und dem General Lamoricieri als 


„Man verſichert, daß die 
Regierung geſtern von Abd el Kader ein Schreiben erhalten hat, worin derſelbe 


bei dem König Ludwig Philipp über dieſe Behandlung beklagt und ſie als einen 
Treubruch dargeftellt haben. 5 — 

Der Baron von Bourgoing, Franzöſiſchet Geſandte in München, hat dort 
auf ein Monat Urlaub genommen, damit ſeine Gemahlin, dit Baroneſſe, nicht auf 
den Hofbällen mit der Gräfin von Landsfeld (Lola Montes) zuſammenkomme. 

Gegen Herrn P. Poyer Collard fol wegen des von dem National bekannt 
gemachten Schreibens in Bezug auf die Freiactien, die ein hoher Beamte erhalten 
hat, eine Unterſuchung eingeleitet worden. N 

In der Ecole des Arts zu Air find am 9. und 10. d. von den Schülern 
einige Exceſſe begangen worden, welche zu ſteuern weder dem Director der Anſtalt 
noch dem Präfecten gelungen war. g 

Die Rüſtungeu, welche der König von Sardinien längs der Oeſterreichiſchen 
Grenze trifft, haben vorzüglich zu dem aufgeregten Zuſtande unſerer geſtrigen Börſe 
beigetragen. Das „Journal des Debats“ bringt Nachrichten aus Florenz vom 
7. Januar, laut welchen in Livorno die hoͤchſte Gährung herrſchte und daſelbſt 
eine Proklamation verbreitet wurde, in welcher die Bevölkerung zum Aufſtande ıc. 
gereizt wäre. Der „Conſervateur“ erklart, daß bis heute Morgen der Regierung 
noch keine amtliche Kunde von neuen Unruhen in Mailand zugegangen fei. 

Im Departement des Indre und der Loire, Bezirk Tours, hat ſich einer der 
bedeutendſten Notare erſchoſſen. Bei Aufnahme des Juventariums ergab ſich 
die verbrecheriſchſte Unordnung. Das hieſige Untergericht hat, auf Antrag des 
Staatsanwalts den inhaftirten Notar Outrebon feiner Aemter entſetzt erklart. Bei 
der mit vieler Genauigkeit fortgeführten Unterſuchung ſollen fürchterliche Dinge 
zum Vorſchein kommen. f 

Nebſt dem Geſundheitszuſtande des Königs beſchäft man ſich mit nichts ange⸗ 
legentlicher, als mit Abd el Kader, und was mit ihm zu thun oder zu laſſen fei. 
Er ſoll einen Brief an den König geſchrieben haben, um ſich die Erlaubniß zu er⸗ 
bitten, bei uns bleiben zu dürfen. Dieſe Angabe iſt fo abgeſchmackt, daß fie nicht 
widerlegt zu werden braucht. Vielmehr kann man als zuverläſſig annehmen, daß 
Abd el Kader feſt darauf beſteht, nach dem Wortlaut der zwiſchen ihm und dem 
Herzoge von Aumale geſchloſſenen Uebereinkunft nach der Levante gebracht zu 
werden. — Der miniſterielle „Conſervateur“ widetruft auf das beſtimmteſte das 
Gerücht von einer Krankheit des Königs. a 

Der König ſoll beſtimmt haben, daß von nun au der künftige Regent Herzog 
von Nemours ſtatt feiner den Miniſterrath präſidire, d. h. jedesmal, wenn der König 
durch Unwohlfein oder Geſchäfte verhindert ware, in Perſon zu erſcheinen. 

Die Regierung hat von unſerm Conſul in Malagga eine genaue Ueberſicht 
von der Zahl der Truppen erhalten, welche in Spanien nach Afrika eingeſchifft 
worden ſind. a f 1 

Großbritannien und Irland. Ä N 

London, den 17. Jan. Der Hof wird übermorgen von Claremont wie⸗ 
der nach Windſor-Schloß zurückkehren, wo im Laufe der nächſten Woche mehrere 
Feſtt ſtattfinden ſollen. 

Aus Irland wird berichtet, daß auch für die Grafſchaft Clare jetzt die Spe⸗ 
zial-Aſſiſen eröffnet worden find, und zwar in der Stadt Ennis. Der vorſitzende 
Oberrichter leitete dieſelben durch einen nachdrücklichen Vortrag ein, in welchem er 
darzulegen ſich bemühte, daß die Geſetze vollkommen zur Unterdrückung der Ge⸗ 
waltthaten hinreichen, ſobald nur die wohlgeſinnten Bürger den Eutſchuß faßten 
ihre Pflichten gegen den Staat und die Geſellſchaft getreulich zu erfüllen. Die 
erſte Sache, die zur Verhandlung kam, war eine Anklage gegen zwei kaum drei⸗ 
bigjährige Judividuen, Namens Slayes und Ryan, wegen des im Mai v. J. 
an einem gewiſſen Watſon verübten Mordes. Das Urtheil war bei Abgang der 
letzten Nachrichten noch nicht geſprochen. — Am gewaltthaͤtigſten ſcheint es jetzt 
in der Königs - Grafſchaft herzugehen, wo unter Anderem in dieſen Tagen einem 
ki Tochter entführt wurde, nur zu dem Zwecke, von ihm ein Löfegeld zu er⸗ 
preſſen. 5 

Die Blätter beſchäftigen ſich immer mit dem Schreiben des Herzogs von 
Wellington über die Landesvertheidigung gegen die etwaige Landung eines Fran⸗ 
zöffifehen Heeres. Die Times verwarfen die Vorſchlaͤge des Herzogs entſchie⸗ 
den und beſchwichtigten die Beſorgniſſe; der Globe Hält dagegen in einem neuen 
Artikel einen Handſtreich nicht für unmöglich und verweiſt auf das Schreiben des 
Prinzen von Joinoille; der Frankreich immer geneigte torpiſtiſche Standard 
endlich finder, daß die Vorſchläge des Herzogs von Wellington jedenfalls einen 
unnöthigen Koſten⸗Auſwand mit ſich führen würden, und daß durch Ausführung 
der fo lange ſchon projektirten Zufluchthaͤfen in Dover, Shoreham und Portland 
und Bereithaltung einer Anzahl von Dampfſchiffen zum Kreuzen an der Küfte, fo, 
wohl die Küſten, als die im Kanal befindlichen Handelsſchiſfe, gegen einen moͤgli⸗ 
chen Ueberfall der Franzoſen viel beſſer geſichert ſein würden, als durch die Orga⸗ 
niſirung einer Miliz von 150,000 Mann im permanenten Dienfte, welche, wenn 
man den Mann auch nur zu 40 Pfd. Sterl. jährlich berechnete, dem Staate all⸗ 
jahrlich 6 Mill. Pfd. Ster. koſten, während man für 5 Millionen die erwähnten 
drei Häfen und für 2 Millionen 20 zu dem Kreuzen an der Küfte brauchbare und 
Jahre lang dienſttaugliche Dampfſchiffe würde bauen, alſo mit 7 Millionen auf 
lange Zeit hinaus daſſelbe wurde leiſten können, wozu nach dem Wellingtonſchen 
Plane durch Aufbietung der Miliz allein innerhalb zweier Jahre ein Koſten⸗Auf⸗ 
wand von 12 Millionen erfordert werden wurde. 8 

Gegen Dr. Hampden iſt vor dem Gerichtshofe der Koͤnigin⸗Bank gerichtlicher 
Einſpruch geſchehen. Der erwählte Viſchof erklärt in einem Briefe, aller Wider⸗ 
ſtand gegen ihn gehe nur von den Tractariern (Puſep's Anhängern) aus. Jetzt 


hätte ſich ihre Stärke gezeigt, und es fei Zeit für alle wahren Proteſtanten, ſich 
um das Banner ihrer Kirche zu ſchaaren. Er danke Gott, trotz aller Unannehm⸗ 
lichkeiten, daß feine Sache ſolche Wendung genommen. 

Die „Times“ reden heute von den Gefahren Italiens. Dieſe wären nirgends 
größer, als da, wo mau aller Bewegung widerſtehen wolle, z. B. in Neapel: es 
ſei zu befürchten, daß der König vgn Neapel es ganz und gar mit feinem Volke 
verdetbe und Oeſterreich im nächſten Frühjahr Gelegenheit zur Einmiſchung erhalte 
Die Frauzöſiſche Regierung habe angekündigt, daß in einem ſolchen Falle auch 
Franzöſiſche Truppen in Italien eintücken würden. Vielleicht, um mit ihnen 
gemeinſchaftliche Sache zu machen, meinen die Times. 

Die „Times“ melden aus Frankfurt, die Geſandten Dänemarks und der Han⸗ 
ſeſtädte hätten dem Deutſchen Bunde angezeigt, ſie würden ſich bei keiner Maß⸗ 
regel gegen die Schweiz betheiligen, noch an einer Conferenz über die Schweizer 
Angelegenheiten Theil nehmen. (?) 

Die Admiralität läßt jetzt bekannt machen, daß alle Verſuche zur Auffindung 
der verunglückten großen Fregatte „Avenger“ fruchtlos geblieben, und von der 


aus 270 Perſonen beſtehenden Mannſchaft nur der Lieutenant Rooke und drei 


andere Perſonen geborgen ſind. 
S W e | 
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Bern, den 16. Januar. Die bereits auf dem Heimmarſche aus dem Kan⸗ 
ton Luzern begriffenen Berner Bataillone haben plötzlich Gegenbefehl erhalten, und 
ſollen bis auf weiteres noch dort bleiben. Man traut dem dortigen Zuſtande 
nicht und ſoll ſelbſt genügende Indicien in Händen haben, welche auf eine reactios 
näre Bewegung der geſtürzten Partei ſchließen laſſen, deren Ausbruch nur auf die 
Entfernung der eidgenöſſiſchen Truppen aus dem Kanton warten ſoll. Man 
bringt hiermit die unerwartete Anweſenheit eines der eidgenöſſiſchen Repraͤſentanten 
in Luzern (Hrn. Bollier) in Verbindung, nach deſſen Ankunft der Vorort und ſpäter 
die Tagſatzungskommiſſſon Sitzung hielt, worauf denn der Obergeneral Dufour 
jene Coutreordre ertheilte. Vor naͤchſten Mittwoch (19.) wird die Tagſatzung 
ſchwerlich eine Sitzung halten. Bis dahin kennt man das Reſultat der Volksab⸗ 
ſtimmung in Wallis und Zug über die erneuerten Verfaſſungen. 

Der Große Rath hat das Geſetz über die Reorganiſation der Hochſchule 
heute beendigt und die Nichtlebenslänglichkeit der Auſtellung der Profeſ⸗ 
ſoren beſchloſſen. Viele gewichtige Stimmen laſſen ſich gegen dieſe Maßregel 
hören, welche darin einen Todesſtoß für die Univerſität ſehen wollen, wogegen die 
Beſugniß, welche man der Regieeung einräumt, Anftelungen tüchtiger Männer 
von ſich aus bis zu 15 Jahren und mit Einwilligung des Großen Rathes auf 
längere Dauer zu beſchließen, kein genügender Erſatz ſei. Der Grundſatz der 
Penſionirung ift ausgeſprochen. 

Luzern, den 16. Januar. Die Gemeinde Wäggis hat neuerdings wieder 
Erecutionstruppen erhalten. Man fagt, die conſervatlven Wahlen in dem Bezirks⸗ 
gericht follen kaſſirt werden. Es iſt unbegreiflich, wie eine Wahl, welche unter 
militäriſcher Ueberwachung ruhig vor ſich gegangen, beſtritten werden kann. Der 
als liberal bekannte Pfarrer Tſchopp hat ſich von Wäggis vor den Soldaten 
flüchten müſſen. — Auf Befehl der eidgenöſſiſchen Repräſentanten erhielt das 
Aargauiſche Battaillon Attenhofer Befehl, den Gerichtsbezirk Hochdorf militäriſch 
zu beſetzen, ſtrenge Polizei zu halten, und keine Rationen zu faſſen, ſondern ſich 
gut verpflegen zu laſſen. Ich zweifle trotzdem, daß damit das Volk dieſes Bezirkes 
bis zur nächſten Richterwahl fo müde gemacht werde, daß es am Wahltage zu 
Hauſe bleibe, vielmehr glaube ich die Rückwirkung werde dadei nur noch mehr 
Boden gewinnen. — Die „Neue Luzerner Zeitung“ verſpricht den durch die Ein⸗ 
quartierung gedrückten Bürgern von Hochdorf und Wäggis ſofortige Uuterſtützung. 

Italie nu. 

Florenz, den 9. Jannat. Die heutige „Patria“ will wiſſen, die Provin⸗ 
zialcongregation von Venedig habe am 30. v. M. eine Adreſſe an die Central⸗ 
congregation von Mailand erlaſſen, worin ſie dieſelbe erſuche, den Zuſtand des 
Landes und die Reformen, welche derſelbe erfordere, in Betrachtung zu nehmen. 

Die „Florentiner Gazetta“ iſt voll Adreſſen an den Großherzog, worin Abſcheu 
über die Livorneſer Ereigniſſe ausgeſprochen wird. Namentlich find ſolche Adrejjen 
eingelaufen: von den Magiſtraten von Florenz, Siena, Piſtoja, von der Stadt 
Arezzo, von der Bürgergarde von Siena und Piſtoja, von der Univerſitätsgarde 
von Piſa. Daſſelbe Blatt enthält heute einen Proteſt des Biſchofs von Sammi⸗ 
niato gegen den „Volkskatechismus,“ unter welchem Titel in dem Florentiner Blatt 
ein Artikel erſchienen iſt, der einen Prozeß von Seiten der Regierung gegen das 

genannte Blatt veranlaßt hat. i 

Florenz, den 10. Januar. So eben erfährt man, daß der Großherzog 
vier Compagnien Linientruppen von Florenz nach Livorno abgeſchickt hat, um die 
öffentliche Ruhe zu ſichern; auch iſt der Staatsrath Ridofi in gleicher Abſicht dort 
angekommen. Die Deputation, welche ſich gebildet hatte, iſt von der Regierung 
aufgelöſt worden. Poutremoli hat ſich dem neuen Herzoge ruhig unterworfen, mit 
der Bitte jedoch, ihm die bisherigen Einrichtungen zu laſſen. g 

Florenz, den 11. Jan. Marcheſe Ridolſi ſandte von Piſa aus eine No- 
tififation an die Livorneſer ab, worin er im Namen des Großherzogs die vom 
Volk ernannte Deputation mit energiſchen Worten auflöſte; übrigens werden in 
derselben Note die Livorneſer mit wahrhaft väterlichen Ausdrücken zur Mäßigung 
in ihrem Eifer ermahnt, daran erinnert, wie iht Landesfürſt bewieſen habe, daß 
derſelbe unter den Italieniſchen Reformatoren nicht der Letzte ſei, daß aber Eiuig⸗ 
heit zwiſchen ihm und dem Volte vor Allem nöthig ſei, um das begonnene Werk 
mit günſtigem Erfolg durchzuführen, und daß alle derartigen, die öffentliche Ruhe 
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bedrohenden Demonſtrationen hier nur ſtörend einwirken müßten. Der Minifter 
begab ſich bald darauf in Perſon nach Livorno, wo er viele der angeſehenſten 
Männer der Stadt empfing. Dieſelben bezeugten ihm alle ihr lebhaftes Bedau⸗ 
ern über das Vorgefallene und ſprachen die Ueberzeugung aus, daß das Volk, 
durch wenige Unruheſtifter aufgeregt, zu den ſtattgehabten Tumulten verleitet wor⸗ 
den ſei. Es wurden ſofort alle Vorkehrungen getroffen, damit die öffentliche Ruhe 
nicht weiter geſtört werde, wobei die Bürgers Garde, vereint mit dem Militair, 
thätig war. Die Ordnung wurde ſeitdem überall aufrecht erhalten, man brachte 
dem Großherzog und dem Miniſter Ridolſt wiederholte Hochrufe, und jo dürften 
keine weiteren Beſorguiſſe zu hegen fein. Inzwiſchen wurden während der Nacht 
zahlreiche Verhaftungen von Verdächtigen vorgenommen, welche zum Theil nach 
Portoferrajo geſandt wurden, zum Theil vorläufig in Livorno blieben. 

Florenz, den 12. Jan. Dem geſtern ausgegebenen ärztlichen Bülletin 
zufolge hatte die Frau Großherzogin ⸗Wittwe, wahrſcheinlich als Anzeige zuneh⸗ 
menden Frieſels, wieder eine ſtärkere Fieberbewegung gehabt; die Nacht brachte 
die hohe Kranke ohne Schlaf zu und litt an nervöſen Aufregungen. 

72 7 Livorno laufen fortwährend Nachrichten ein. Die Verhaftungen dau⸗ 
ern fort. 

Gen na, den 12. Januar. Der heutige „Corriere mereantile“ fagt: „Die 
Jeſuiten haben ſich aus der Stadt entſernt, man weiß nicht ob freiwillig oder auf 
weſſen Geheiß oder Anlaß. Nur einige wenige noch befinden ſich in dem Colle⸗ 
gium, aus dem zwei Drittel feiner Zöglinge geſchieden find. In der Stadt herrſcht 
die vollkommenſte Ruhe. 

Turin, den 8. Januar. Die „Concordia“ will wiſſen, der 
Parma ſei dem Italieniſchen Zollverein beigetreten, giebt Pi En bo 
ohne ſie zu verbürgen. 

Turin, den 9. Januar. Die kürzlich erwähnte Petition um Vertreibung 
der Jeſuiten und Errichtung einer Bürgergarde, welche von Genna an den König 
abging, war das Reſultat einer großen Volksdemonſtration auf dem Platze del 
Teatro Carlo Felice. Am 7. Jan. lag der Schnee in Genua wohl eine Elle hoch und 
ſelbſt dieſer kalte Schnee mußte den heißen Köpfen zu einer Demonftration dienen, 
denn man machte von ihm auf dem Platze San Dominica einen großen Schnee, 
mann, der in Tracht, Haltung und Geſicht dem Vorſteher des Jeſuitenhauſes, 
Pater Giordano, ähnlich ſah. Da die Jeſuiten ſelbſt keinen Hut hergeben wollten, 
ſo machte man einen aus Lumpen. Nun ſollte über den Pater Gericht gehalten 
und eine Inſchrift angeheftet werden, daß er den Galgen verdiene, als die Polizei 
anrückte um den Schneemann zu zerſtören, was aber der Menge eben recht war, 
denn ſie rief nun: „Der Pater Giordano wird gerichtet, laßt das Urtheil voll 
ſtrecken!“ und wirklich wurde nun der Schneemann unter furchtbarem Geſchrei 
zertrümmert. Einige der Bildner hat man verhaftet. Die Jeſuiten haben bereits 
ſammtlich Genua verlaſſen. Die Feſtung, welche Geuna beherrſcht, das Caſtelletto, 
iſt ſtark mit Truppen beſezt. Man iſt in der Stadt aufgeregt, weil noch keine 
der angekündigten Reformen: Herabſetzung der Salzſteuer, Errichtung der Bürger 
garde ꝛc. zu Neujahr in's Leben getreten iſt. 


Vermiſehte Nachrichten. 

Aus Poſen berichtet die Oder⸗Z.: Der Erzbiſchof von Gneſen und Poſen 
hat zu der Berufung eines deutſchen Profeſſors, des Dr. V., zum Profeſſor der 
Philoſophie an feinem Clerical Seminar feine Einwilligung gegeben, fo wie er⸗ 
klärt, daß er ſelbſt in der Pflanzſchule ſeines Clerus mitarbeiten wolle. 

In Düſſeldorf kam am 12. der traurige Fall vor, daß eine arme Mutter aus 
Elberfeld, welche mit ihrem 11 Tage alten Kinde aus der Entbindungsanſtalt 
in Bonn auf der Eiſenbahn heimkehrte, und, wie das Kind, nur fpärlich be⸗ 
kleidet war, bei ihrer Ankunft in einem Gaſthofe, ſtatt ihres Kindes, eine Leiche 
im Arme hielt. Das Kind war, nach der Erklärung der Aerzte, an Kälte und 
Schwäche geſtorben, und alle Wiederbelebungsverſuche blieben fruchtlos. 

In Paris kommt ein neues Geſchäft auf. Auf der Kupferplatte einer 
Thür in der Rue de Lancry ift zu leſen: „Ambroife Fortin, Vierzehnter.“ Dies 
fer junge Mann Hält ſich nämlich von 6 bis 8 Uhr Abends im feinſten Anzuge 
und mit beftem Appetit bereit, bei jedem Mittageſſen zu erſcheinen, wohin er 
eingeladen wird, um die verrufene Zahl 13 zu vermeiden. Er iſt von gewand⸗ 
ten Sitten, über alle Tages⸗Neuigkeiten unterrichtet und tritt mit großer Würde 
und Zurückhaltung auf. Bezahlen läßt er ſich von ſeinem Wirthe nichts, wohl 
aber von den Weinhändlern, deren Sorten er empfiehlt. Es ſoll bereits fünf 
„Vierzehnte“ in Paris geben. (72) TH 7 

Hamburg. — Ein komiſcher Vorfall, der aber zugleich auch die Leichtgläu⸗ 
bigfeit der untern Stände in ein recht ſcharfes Licht ſtellt, trug ſich in dieſen 
Tagen hier zu. Trotz ſtrenger Kälte und ſchneidendem Winde ſammelte ſich vor 
einem der großen hieſigen Hötels ein großer Haufe von müßigen Gaſfern, der ſich 
von Minute zu Minute noch immer mehr ſteigerte, bis denn endlich auch der er⸗ 
ſchrockene Wirth und feine Kellner, die irgend ein Unglück ahnten, ſich in die 
Mitte derſelben begaben. Allein auch dieſe erfuhren die Urſache der Zuſammen⸗ 
rottung nicht und hörten nur manchmal die Worte: „Wie wullen em kieken den 
ollen Kader.“ Da endlich der Haufe fo groß war, daß er die freie Paſſage ftörte, 
ſo mußen einige Polizeidiener geholt werden, denſelben zu zerſtreuen. Ungern 
wurde den Weisungen dieſer Folge geleiſtet, und jetzt erfuhr man erſt, daß alle 
neugierig geweſen waren, den „ollen Kader“ (Abd el Kader) zu ſehen, der wie 
ihnen ein Spaßvogel erzähle hatte, hier angekommen wäre, um dem Senat von 
Hamburg feine Aufwarkung zu machen und ſich dann hier einzumiethen. 


Pilze in Seiden zeug. Das Art⸗Union⸗Joutnal erzählt folgen: 
den merkwürdigen Fall, welcher verdient, zu weiterer Kenntniß gebracht zu wer⸗ 
Ein Seiden⸗ Fabrikant erhielt von feinem Färber eine große Quantität 
Waare, welche fleckigt war, und bedrohte ihn mit einer Klage, wenn er ihm den 
Der Färber wies dies Anſinnen zurück, und 
es wurden nun Chemiker mit der Unterſuchung der verdorbenen Seidenwaare bes 
auſtragt. Dieſe fanden aber nichts; bis es einem der Herren einfiel, eine mi⸗ 
kroſkopiſche Unterſuchung zu veraulaſſen, die von einem berühmten Naturforſcher 
angeſtellt wurde, welcher ſogleich entdeckte, daß die Flecke von einem eigenthümli⸗ 
chen Pilze herrührten, welcher alle Kennzeichen der beſonderen Art an ſich trüge, 
Es ſtellte ſich nun heraus, daß 
aller Schaden vom Fabrikanten und nicht vom Faͤrber verurſacht worden war, in⸗ 
dem er bei der Fabrikation eine Stärke angewendet hatte, die aus kranken Kartof⸗ 


den. 


veiurſachten Schaden nicht erſetze. 


die in den kranken Kartoffeln gefunden würde. 


ſeln gemacht war, 


Situationen ſeien 
nants mit ihrer 


hat fich freilich geändert! 


Auch am Sonntag, wie am 
wieder uͤberfuͤllt, und ſowohl die dramatiſche 
der Schier 'ſchen Geſellſchaſt erfreuten ſich eines ungetheilten Beifalls. Außer 

den vortrefflichen Gladiatoren⸗Kaͤmpfen, den akrobatiſchen Leiſtungen und dem 
hoͤchſt poſſirlichen Chineſenfeſt wurde das Ballet „der grüne Teufel“ gegeben, 
welches dergeſtalt gefiel, daß das Verlangen nach nochmaliger Wiederholung ſich 
am Schluſſe laut ausſprach. In der That leiſteten auch Herr P 
Fraul. Danſe als gewandte Tänzer, wie die 
„gruͤner Teufel“ (in Koſtum, 
„Pierrot“ und „Chevalier“ Vorzuͤgliches. — Das Lebruͤn'ſche Luſtſpiel: „Ein 
Strich durch die Rechnung 


Majorenn 


Theater. 


angenen Freitag, war das Theater 


vorherge 
orſtellung, als die Produktionen 


asqualis und 
Herrn Gebruͤder Schier als 
Maske und Gewandtheit unübertrefflih) und als 


wurde lebendig und durchgehends brav aufgeführt 
und erregte viel Lachen. Wenn einige Zuſchauer die Meinung 
doch zu unnatuͤrlich, ſo dient zur Antwort, daß das Stuͤck 
nicht jetzt verfaßt iſt, ſondern noch aus jener guten Zeit herruͤhrt, wo die Lieute⸗ 
itaͤt zugleich das Hauptmannspatent, und obendreln 
für Nichtbe zahlung ihrer Schulden den Verdienſt-Orden erhielten. Das 
R—r. 


äußerten: die 
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Stadttheater zu Poſen. R 
Dienſtag den 25. Januar 1848: 


Abſchieds⸗Vorſtellung 
der Gebrüder Schier mit 
ihrer Geſellſchaft. 


Sie ſchreibt an ſich ſelbſt; Luſpiel 
in 1 Akt. Frei nach dem Franzöſiſchen von 
Carl v. Holtei. Der halbe Weg; Poſſe 
in 1 Akt, von C. v. Holtei. Auf Verlan⸗ 
gen: Der Kurmärker und die Pi⸗ 
carde 1815; Genre-Bild von L. Schneider. 

Zwiſchen den Stücken: 


Große Vorſtellung im Gebiete 
des Ballet Tanzes und der hö- 
heren Akrobatik. 


Darunter: 


Krakowiak. 
ranzös. Zapfenstreich- 
Polka. 
ie Spiele des Ilos und 


Laomedon. 
Zum Beſchluſſe auf allgemeines Verlangen 
zum Drittenmale: 


e Der 
[LA 
grüne Teufel. 
Komiſch⸗pantomimiſches Ballet in 1 Akt. 
In Scene geſetzt vom Balletmeiſter 
2 Joſeph Schier. 
In Folge des allgemein ausgeſprochenen 
e Wunſches haben die Herrn Gebr. Schier & 
ihr Gaſtſpiel um die heutige Abſchieds⸗Vor⸗ & 
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8 ſtellung verlängert. 


8 
| FFC 


Wohlthätig keit. 

Für die Wittwe Jan der find bei uns eingegan⸗ 
gen: 1) F. H. 1 Rihlr. 2) Herr D. Seidemann 
15 Sgr. 3) Herr Prof. Sz 1 Rthlr. 
4) Z. 20 Sgr. 5) Herr Ernſt Vogt 15 Sgr. 6) 
Herr Ober⸗Reg.⸗Nath Strödel 1 Rthlr. In Sum⸗ 

ma 1 Rihlr. 20 Sgr. — Fernere Beiträge werden 
angenommen. 

Poſen, den 24. Januar 1848. f 
Die Zeitungs⸗Expedition von W. Decker & Comp. 


= Bekanntmachung. N 
Zur Verpachtung des ganzen der Kämmerei gehö⸗ 
rigen, hinter dem ehemaligen Thereſien-Kloſter an 
der Schulstraße belegenen Gartens für den Zeitraum 
vom Iſten April c. bis dahin 1849, ſteht Termin 
auf den Iten März e. Vormittags 11 Uhr 
im rathhäuslichen Sitzungsſaale an, wozu Pachtlu— 
flige hierdurch eingeladen werden. a 
Die Bedingungen find in unſerer Regiſtratur ein⸗ 


zuſehen. 
N den 13. Januar 1848. 


Bekanntmachung. 
Am Mittwoch den 26ſten d. M. Vormittags 
11 Uhr ſollen auf dem hieſigen Pofthofe vier Afigige 
ausrangirte Königl. Postwagen an den Meiſtbieten⸗ 
den N 3 3 
Poſen, den 22. Januar . 
er > König Ober⸗Poſt-Amt. 


Aufruf. 

Das Feſt der Freiwilligen von 1813, 14 und 15 
wird von dem hieſigen Detachement am 3ten Fe⸗ 
bruar cur. Mittags 1 Uhr in dem Saale 
des Logen⸗Gebäudes gefeiert werden. Diejenigen 
Kameraden, welche noch nicht bei dem hieſigen De⸗ 
tachement angemeldet ſind, und an dem Feſte Theil 
nehmen wollen, werden erſucht, dies dem Major 
Rother bis Iften Februar c. anzuzeigen. 

Poſen, den 16. Januar 1848. 
FßFßCͥC ĩ˙·A wech > en ann er ae teezäee 
Ein möblirtes Zimmer nebft Kabinet iſt ſofort zu 
vermiethen, Kanonenplatz im Hauſe des Herrn 
Ofen⸗Fabrikanten Loos, 2 Treppen hoch. Nähere 
Auskunft ertheilt der Hauswirth. 


Eine Wohnung, beſtehend aus 2 Stuben mit 
auch ohne Möbel iſt billig zu vermiethen und bald 
zu beziehen Königsſtraße No. 1. Hildebrand. 


Waſſer und Gerberſtraßen⸗Ecke No. 15. ſind 2 
Läden und eine Wohnung zu vermiethen. 


Ein praktiſcher, beider Landesſprachen mächtiger, 


auch im Polizei⸗Fach geübter freilediger Oekonom, 


wünſcht eingetretener Umſtände wegen ein baldiges 


Unterkommen. Das Nähere zu erfragen bei 
Schuber t, 

Poſen, goldenen Kugel. 

— CC 


Strohhüte zum Waſchen und Moderniſiren 
werden zu den bekannt billigen Preifen ange: 
nommen bei 
Geſchwiſter Herrmann, 
alter Markt und Jeſuitenſtraßen⸗Ecke. 
Im Putz geübte Demoiſelles und auch ſolche, 
Ri das Putzarbeiten erlernen wollen, finden N 
® i nent. 2 
Bau fofort ein Engagen 
Masten-Anzüge für Damen in beliebiger Aus⸗ 
wahl zu den bevorfichenden Nedouten ſind zu mög⸗ 
lichſt billigen Preiſen zu vermielhen, Auch werden 
Beſtellungen ſowohl auf neue Diasfen-Anzüge, als 
auch auf Waſchen u. Umnähen von Reis⸗ 
und Strohhüten angenommen bei 
Thereſe Fiſcher, 
Mühlenſtraße No. 7. 


Ball- Blumen, Handiebube, Sticke⸗ 
reien, Cravatten und ſeidene Bänder offerirt billig 
die Handlung Markt No. 62. 


— — — 


Zur gefälligen Beachtung. 


er Mich auf die gefirige Nr. diefer Zeitung beziehend, 


bringe ich zur Kenntniß, daß die Rheumatismus⸗ 

Ableiter des Herrn Eduard Groß nur allein bei 

mir ächt zu haben ſind. — Die Preiſe ſind pro 
Stück 10 Sgr., 15 Sgr., 1 Rthlr. und 2 Rthlr. 
f f J. Reſzke, 

alten Markt Nr. 41. 


5 Die Krugwirthſchaft zu Lagiewnik, 13 Meile 
von Poſen an der Oborniker Poſtſtraße, iſt von 


George c. zu verpachten. i 


Kiefern ſtarkes Böttcher-Holz, 2“ und 3“ kie⸗ 
ſerne Vohlen verkaufe ich auf dem Neumannſchen 
latz zu billigen Preiſen. 
Poſen, den 24. Januar 1848. 
Raphael Cohn, Walliſchei No. 35. 


Lola⸗Montez⸗Cigarren 


empfing und offerirt als wunderfhon und empfeh⸗ 
lungswerth J. Träger in Poſen. 


Der Andrang des Publikums bei der letzten Auf⸗ 
führung des Ballets: „der grüne Teufel“ am 23ſten 
d. M. war ſo groß, daß der größte Theil der Schau⸗ 
luſtigen ohne Einlaß zurücktreten mußte. Die Herren 
Gebrüder Schier entſprechen daher gewiß dem alle 
gemein laut gewordenen Wunſche, wenn ſie jenes 
Ballet noch ein Mal dem Publiko vorführen würden. 

gn 


Börse von Berlin. 
Amtlicher Fonds- und Geld- Cours- Zettel. 


Den 21, Januar 1847. 


Zins-| Preus.Cour 


Fuss. | Brief. |&e 
Staats-Schuldscheine 33921912 
Präm.-Scheine d. Seehdl. à 50 T. — 924 | 914 
Kur.- u. Neum. Schuldversehr . | 3 89 — 
Berliner Stadt- Obligationen... | 3 | — 911 
Westpreussische Pfandbriefe | 3 | M | — 
Grossherz. Posensche Pfandhr. . 4 — 1004 
dito dito dito 3 | 914 | 90% 
Ostpreussische dito 33 96 — 
Pommersche dito 31 93 —.— 
Kur- u. Neumärkische dito 31 94 934 
Schlesische ite . 33 — 964 
dio. vom Staat gar. Litt. B. OT — 
Pr. Bank-Autheil- Scheine. — 1041 — 
Friedrichsd'oer — 13 5 
Andere Goldmünzen à 5 Thlr. — | 122 124 
Discont o G ii f 44 
Actien, 


Berl, Anh, Eisenbahn Lit. A. B, 
dio dto. Prior, Oblig,... 


43 — 
Berlin- Hamburger 4 991 — 
do. Priorität.] 44 —— 
Berlin - Potsd,-Magdeb, ..... 4 92 — 
dio. Prior. Oblig. 4 9214 — 
to... dito, dt o 5 — 1100 
Url.-Stet. E. Lt. A. und . — 110 109 
Bresl.- Schweid.-Freibg.-Eisenb. 4 100 ar 
dito, dito. Prior, Oblig .. | 4 — — 
Köln Mind. v. ... 4 91: | 90 
dto. dio. Prior, Oblig.. ... | 44 | 973 974 
Mari Elb. Eisenbabn rc 
agdeb-.Halberstädter Eisenb, | 4 1 154 
Magd. Leipz. Eisenbahn. — un 1 
dio. dto. Prior. Oblig. 4 — — 
Niederschl.- Märk. 4 854 | 844 
do. Priorität. 4 94 — 
4 ehe } 5 102 — 
0. Serie 5 10 4 
Op: eee ende AT „ | ler 
do do, Prior.-Obl. — — — 
ie, er EB in wit 4 — — 
Lieder-Schles. Zwg.-B. Priorit. — N 
Prinz Wilh. (Steele-Voh.) 97 5 2 
5 dto. Priorität. — — — 
12 LT ee 4 84 En 
o. Stamm-Prior. (volleingez. ER 
dto.. dte, Prior. Obs, = 
ENT DE 42107008 ; 771 
Wilh.-B. (C. -O. )) — . — ⁴ 
dto. dio. Priorität.. 5 1024 102 


42 Stadt-Obliga- 
tionen — 984 Geld. 3 


Getreide⸗Marttpreiſe von Poſen, 


den 24. Januar 1848. e 
h is 

(Der Scheffel Preuß.) .f | 148. ele 
Weizen d. Schfl. zu 16 Mi- 2 4 5, 21.131 4 
Roggen dito 1112: 3 1 18/11 
Bere. onen 111811) 1 23 4 
Hafer. — 28 110 1 1 1 
Buchweizen 11 10— 1 18111 
Erbſen 1 1 u 1 2 2 3 
Kartoffeln 2. — 2415 
Heu, der Ctr. zu 110 Pfd. — 27 6 1 —— 
Stroh, Schock zu 1200 Pf.] 5 10— 5] 25— 
Butter das Faß zu 8 PfdB5. 21 100— 21 15ʃ— 


(Beilage.) 


M20. Beilage zur Zeitung für 


das Großherzogthum 


Poſen. den 25. Januar 1848. 


Zweite Sitzung des Vereinigten ſtändiſchen Ausſchuſſes. 
(18. Januar.) [ Fortſetzung.] 

Juſtiz⸗Miniſter v. Savigny: Ich glaube nicht, daß eine ſo zahlreiche 
Verſammlung recht geeignet iſt, das, was man Faſſung im ſtrengſten Sinne 
des Wortes nennt, zu prüfen, zu begutachten, und es ſcheint auch die Anſicht 
der Referenten dahin zu gehen. In vielen Fällen wird die Faſſung ſo ſehr 
mit dem Inhalte verwebt ſein, daß man den Inhalt nicht beurtheilen kann, 
ohne auf die Faſſung überzugehen. Da wird Beides identiſch. Dies iſt im 
vorliegenden Paragraphen nicht der Fall. Indeſſen glaube ich, in Ueberein⸗ 
ſtimmung mit den Referenten und der Abtheilung, daß man ſich alle dieſe 
Faſſungs⸗Bemerkungen notiren und ſpäterhin forgfältig erwägen, hier aber 
nicht zum Gegenſtande der Veſchlußnahme machen könne. 

Landtags⸗Kommiſſar: Zur Unterſtützung der Anſicht, welche von 
meinem verehrten Kollegen ſo eben ausgeſprochen wurde, erlaube ich mir auf 
den 8. 15 des Reglements aufmerkſam zu machen, welcher ausdrücklich beſagt: 
„Die Berathung und Abſtimmung des Vereinigten ſtändiſchen Ausſchuſſes 
darf ſich auf die Faſſung der Geſetz⸗ oder Verordnungs⸗Entwürfe nur ins 
ſoweit erſtrecken, als die Faſſung auf Sinn und Inhalt derſelben von weſent⸗ 
lichem Einfluß ſein kann.“ j 

Abg. Camphauſen: Was ich zu ſagen hatte, iſi zwar im Weſentlichen 
bereits durch den Herrn Korreferenten vorgetragen worden, indeſſen wünſche 
ich noch einige Worte hinzuzufügen. Die Abtheilung erinnert an die Vor⸗ 
ſchrift des Reglements, wonach auf die Faſſung an ſich nicht einzugehen iſt, 
und ich ſetze voraus, wäre dieſe Vorſchrift auch nicht erlaſſen worden, daß 
der Ausſchuß dennoch nicht die Neigung haben würde, an der Redaction des 
Strafgefeges zu arbeiten und feine dem Inhalte gewidmeten Kräfte an der 
Kritik einzelner Worte zu zerſplittern; allein der Fall, der im Reglement vor⸗ 
geſehen iſt und wovon der Herr Juſtiz⸗Miniſter glaubt, daß er hier nicht vor⸗ 
liege, ſcheint mir alle dings vorhanden, und es ſcheint mir fernerhin, daß 
nicht nach dem Vorſchlage des Reſerenten eine Atußerung darüber bis zum 
Schluſſe der Berathung verſchoben werden möge, ſondern daß eine ſolche Aeu⸗ 
terung der Verſammlung gegenwärtig ſchon völlig zuläſſig wäre. Es handelt 
ſich einzig davon, ob der Ausſchuß empfehlen wolle, daß das Geſetzbuch ſich 
in ſeiner Sprache an den Bürger, an das Volk, oder ob er für richtiger hält, 
daß es ſich an den Richter wende. Ich rede nicht in der Abſicht, um eine 
veränderte Faſſung des §. 1 vorzuſchlagen oder in ſpäteren Fällen, wo die 
Redeform: „find anzuwenden“ ſich wiederholt, darauf zurückzukommen, ſon⸗ 
dern um es der Verſammlung anheimzugeben, ihre Anſicht darüber auszu⸗ 
ſprechen, ob ſie es für nützlich und nöthig erachtet, daß das Geſetz in ſeiner 
Sprache nicht an den Richter, ſondern an das Volk gerichtet ſei. 

Abg. Graf v. Schwerin: Da in Bezug auf den Titel und den erſten 
Paragraphen ein beſtimmter Antrag nicht vorliegt, ſo kann ich mich einer 
Widerlegung enthalten, und nur in Bezug auf das, was von dem Abgeord⸗ 
neten der Rhein⸗Provinz im Anfange ſeiner Rede geſagt wurde, daß es noth⸗ 
wendig ſei, daß der Ausſchuß von vornherein ſich die Ueberzeugung verſchaſſe, 
ob das Geſetz, wie dies nothwendig, an das Volk oder an den Richter ge⸗ 
erwiedern, daß wir geglaubt haben, es ſei für jetzt unmöglich, dar⸗ 
Ueberzeugung zu gewinnen, ehe wir im Einzelnen geprüft haben, 
ob nicht bereits die Regierung diejenigen Rückſichten genommen hat, die zu 
nehmen ſind. Meiner Meinung nach, kann man weder ſagen, daß das Ge⸗ 
feg nur eine Anweiſung für das Volk ſei, noch auch, daß es nur für den 
Richter beſtimmt ſei. Beide müſſen ſich deſſelben bedienen. 

Juſtizminiſter v. Savigny: Das geehrte Mitglied, welches ſo eben ge⸗ 
ſprochen hat ganz die Intentionen ausgedrückt, die bei der Regierung obge⸗ 
waltet haben bei der Faſſung des Geſetzes. Es war die Abſicht, dem Richter 
Vorſchriſten und dem Volke eine Erklärung zu geben, was es in Folge der 
Begehung eines Verbrechens zu erwarten habe. Ob es gelungen Tel, dies 
mit der gehörigen Deutlichkeit auszuſprechen, das iſt cine Faſſungsſrage; über 
die Abſicht kann kein Zweifel fein... + + - 

Marſchall: Es frägt ſich, ob der Abg Camphauſen davon ausgegan⸗ 
gen iſt, daß hierüber eine Beſchlußfaſſung der Verſammlung ſtattfinden moge. 

Abg. Camphauſen: Ich bin dieſer Meinung durchaus 

Marſchall: Oder ob es blos ſeine Abſicht geweſen, 
Sprache zu bringen. 

Abg. Camphauſen: Nein, 


richtet ſei, 
über eine 


ich wünſche und halte für nothwendig, daß 
die Verſfammlung ſich darüber förmlich und jetzt erkläre, da viele Diskuſſio⸗ 
nen für die Zukunft mit Einemmale dadurch abgeſchnitten würden. Um fo 
mehr halte ich dies für wichtig, weil der Ausſchuß ſelbſt den Standpunkt, 
von dem aus er das Geſetz beurtheilen will, wählen muß. Wir Alle ſtehen 
nicht auf dem Standpunkte des Richters, ſondern wir werden fragen: Iſt es 
uns klar? Wir können die Begutachtung nur von dem Standpunkte des 
Volkes aus übernehmen. 

Abg. v. Auerswald: Ich glaube den Abg. der Rheinprovinz dahin 
verſtanden zu haben, daß wo möglich jetzt ſchon ein Beſchluß darüber gefaßt 
werden möchte, welche Art der Faſſung des Geſetzbuches wünſchenswerth er⸗ 
feine. Ich weiß nicht, ob ich ihn recht verſtanden; wenn dies aber der Fall 
iſt, ſo muß ich bemerken, daß ich zwar ſeine Anſicht über die Sache, wie die 
des Korreferenten, vollkommen theile, und nicht nur ſeiner Anſicht bin, daß 
eine ſolche populäre und dem Volke zugängliche Faſſung nothwendig iſt, ſon⸗ 
dern auch als Mitglied der Abtheilung für meine Perſon die Ueberzeugung 
gewonnen habe, daß eine ſelche in dem Geſetzentwurf nicht durchgängig vor⸗ 
banden, auch dafür ſtimmen zu müſſen glaube, daß die Verſammlung ihre 
Zuſtimmung zu den hier gewählten Faſſungen nicht gebe; wenn ich aber er⸗ 
wäge, daß von den Mitgliedern, die nicht an der Abtheilung Theil genommen 
baben, kaum vorauszufegen iſt, daß fie das Strafgeſetzbuch bereits fo genau 
durchgegangen haben, daß ſie ſich auch mit der Faflung in dieſem Sinne, in 
welchem jetzt davon die Rede iſt, beſchäftigt haben, ſo beſorge ich, daß eine 
Abſtimmung zu dieſer Stunde darüber, ob man einen Tadel gegen die Faſ⸗ 
ſung ausſprechen wolle, ſchwerlich zu einem Reſultate führen würde. Es 
kommt darauf an, ob wir finden, daß das Geſetzbuch in dem Styl, Ton ab⸗ 
gefaßt iſt, wie wir es wünſchen, und dazu müſſen wir es erſt durchgehen. 


die Sache zur 


Graf v. Schwerin: Ich wollte mich nur der Abſtimmung in dem ge⸗ 
genwärtigen Augenblick entgegenſtellen. Ich glaube nicht, daß man dies für 
erfolgreich halten kann, denn wir ſind noch nicht auf dem Standpunkte. 

Graf Renard: Ich halte es in der Weſenheit für vollkommen gleich⸗ 
gültig, ob wir gegenwärtig darüber abſtimmen. Soll die Faſſung des Ge⸗ 
feges mehr imperativ und an das Volk gerichtet, oder wie im Entwurſe eine 
Inſtruction für den Richter fein; in der Sache ſelbſt aber, glaube ich, kommen 
wir cher zum Ziele und erſparen eine große Zeit, wenn wir, dem Antrage 
des Abg. der Rheinprovinz gemäß, ſofort darüber Veſchluß faſſen. Faſſen 
wir nicht Beſchluß, fo wiederholt ſich dieſelbe Debatte bei jedem einzelnen 
Gegenſtande, welche nach einer Abſtimmung für immer beſeitigt erſcheint. Das 
erſte Geſetzbuch, die 10 Gebote Gottes, ſprechen imperativ. Wir können un⸗ 
ſer Geſetzbuch, wenn auch nicht ſo kurz, doch kürzer faſſen, wenn wir diefe 
Sprachform beibehalten. 

Abg. v. Auerswald: Ich wollte dem, was fo eben gefagt worden iſt, 
doch entgegenſtellen, daß es nicht allein darauf ankommen kann, daß wir einen 
ſchnellen zeitabkürzenden Beſchluß faſſen, ſondern daß er von jedem Mitgliede 
mit Bewußtſein gefaßt werden könne. 

Referent: Die Abtheilung hat dieſe Frage berathen, wie aus dem Be⸗ 
richt hervorgeht. Sie hat ausdrücklich darin geſagt, daß ſie, was die Faſ⸗ 
ſung der einzelnen Beſtimmungen anbetrifft, ſich in den Schranken gehalten 
habe, welche von Seiten des Herrn Regierungs-Kommiſſärs vorhin ange⸗ 
geben worden ſind. Sie hat ferner geſagt, daß ſie eine veränderte be⸗ 
ſtimmte Faſſung nur dann werde beantragen, wenn es ſich um den Sinn 
des Geſetzes handelt. Ich halte dafür, daß man ſtillſchweigend die Anſicht 
der Abtheilung gebilligt hat, und ich glaube, daß, wenn das gebilligt worden 
iſt, man über die Frage jetzt hinweggehen kann. 

Abg. Graf Gneiſenau: Ich wollte mir nur die Bemerkung erlauben 
daß, wenn die hohe Verſammlung einen Beſchluß faſſen ſoll, ein Antrag dar⸗ 
Ber vorliegen muß; bis jetzt aber habe ich noch keinen beſtimmten Antrag 
gehört. 8 

Abg. Camphauſen. Ich glaube denn doch, daß meine Worte einen 
beſtimmt formulirten Antrag enthalten haben, der auch der hohen Verſamm⸗ 
lung im Allgemeinen klar und verſtändlich geworden iſt. f 

Abg. Graf von Schwerin. Ich glaube mit dem Herrn Referenten 
einverſtanden ſein zu können, daß es darauf ankommt, ob die hohe Ver⸗ 
ſammlung die Anſicht der Abtheilung theilt, daß das Geſetz, als für das 
Volk beftummt, dem es als Norm dienen ſoll, in einer faßlichen Sprache und 
allgemein verſtändlichen Art abgefaßt werden ſoll. Die hohe Verſammlung 
wird die Anſicht theilen und es wird dies auch die Anſicht der Regierung 
ſein, wie ich aus den Worten des Herrn Juſtiz-Miniſters annehmen zu kön⸗ 
nen glaube. Wenn alſo darin Uebereinſtimmung zwiſchen der Verſammlung 
und Regierung ſtattfindet, ſo glaube ich, wird dies Veranlaſſung ſein, dieſen 
Gegenſtand jetzt zu verlaſſen. f 

Landtags-Kommiſſar. Die Abſicht der Regierung kann nur dahin 
gehen, das Geſetz fo deutlich als möglich zu machen, damıt es für jeden ur⸗ 
theilsfähigen Menſchen verſtändlich werde, auch kann kein Zweifel darüber 
beſtehen, daß die Geſetze ſowohl für das Volk, als für den Richter beſtimmt 
ſind. Ueber dieſe beiden Punkte ſcheint auch in der hohen Verſammlun keine 
Meinungsverſchiedenheit zu beſtehen, und dieſe reduzirt ſich daher auf 1 i 
fache Frage: ob bei jedem einzelnen Paragraphen die Stellung der Worte ſo 
zu wählen ſei, daß fie an das Volk und nicht an den Richter gerichtet er⸗ 
ſcheinen. Ich glaube aber, daß ohne Gefahr der Zeitverſchwendung die Frage 
ob die Faſſung des Geſetzes rückſichtlich dieſes Punktes noch einer durchgrei⸗ 
fenden Veränderung bedürfe, fo lange auf ſich beruhen könne, bis durch die 
von der hohen Verſammlung anſcheinend beſchloſſene paragraphenweiſe Durch⸗ 
gehung des Geſetz-Entwurfs jedem geehrten Mitgliede Gelegenheit gegeben 
ſein wird, ſeine Bedenken in dieſer Beziehung auszuſprechen. Dieſe werden 
in das Protokoll niedergelegt und wird ſich am Schluſſe Jeder ein Bild dar⸗ 
a machen können, ob und in wie vielen Punkten die Faſſung gegen ſeine 
2 DIALER Auch die Regierung erhält dadurch hinlängliche Veranlaſ⸗ 
1e ie Faſſung, ſo weit thunlich, nach der Anſicht der hohen Verſamm⸗ 
e e eee ee ya Anſicht n angenommen wird, ſo 

i A 8 5 ki 
sangen nn iskuſſton und Erörterung des Geſetzes überge⸗ 
Referent. (Lieſt den §. 2. des Gutachtens vor.) Es erſcheint unbedenk⸗ 
5 die preußiſchen Strafgeſetze auch auf die von ne Unterthanen 
j Auslande begangenen Verbrechen zur Anwendung zu bringen, und es 
rann nur zweifelhaft ſein, wie weit dieſe Regel in dem Falle zu reſtringiren 
1 wenn die begangene Handlung in den Geſetzen des Auslandes nicht mit 
Strafe bedroht fein ſollte. Der Entwurf will nur dann das preufiihe Straf⸗ 
geſetz zur Anwendung bringen laſſen, wenn die Handlung ein Verbrechen 
gegen den preußiſchen Staat enthält, oder wenn ſie in der Abſicht, das preu⸗ 
lang f ae zu umgehen, im Auslande vorgenommen iſt. Allein einer- 
8 iſt dagegen zu bemerken, daß es nicht genügt, nur Verbrechen gegen 

preuhiſchen Staat ſelbſt firafbar zu erklären. Nicht blos ihrem Staate 
gegenüber müſſen preußiſche Unterthanen, wenn von dieſer Auffaſſung aus⸗ 
gegangen wird, ſich aller Orten an das preußiſche Geſetz gebunden achten, 
ſondern mit gleichem Grunde allen Perſonen gegenüber, mit welchen fie durch 
das Genoſſenſchafts-Verhältniß im Staate verbunden find. Audererſeits iſt 
zu erinnern, daß die Abſicht, das preußiſche Geſetz zu umgehen, allein kein 
ausreichender Grund ift, eine im Auslande begangene und nach den Geſetzen 
des Auslandes nicht firafbare Handlung mit Strafe zu bedrohen, weun weder 
der Staat ſelbſt, noch eines ſeiner Mitglieder durch die Handlung verletzt 
wird. Abgeſehen hiervon würde die Veſtimmung in der Anwendung Schwie⸗ 
rigkeiten finden, weil die Abſicht, das Preuhiſche Geſch ze umgehen, in den 
ſeltenſten Fällen nachzuweiſen ſein würde. Aus dieſen Kückſichten ſchon würde 
dieſe Beflimmung beſſer ganz wegzulaſſen fein, und fe wird ganz entbehrlich, 
wenn nicht bloß im Auslande von preußiſchen Unterthanen verübte Verbrechen 
gegen den preußiſchen Staat, ſondern auch Verbrechen gegen preußiſche Unter⸗ 
thanen nach preuhiſchen Strafgeſetzen beſtraſt werden. Die Abiheilung hat 
mit 6 gegen 5 Stimmen beſchloſſen, voczuſchlagen, daß angetragen werde, 
das preußiſche Strafgeſetz nicht blos in dem Falle für anwendbar zu erklären, 
wenn die im Auslande von einem preußiſchen Unterthan begangene Handlung 
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ein Verbrechen gegen den preußiſchen Staat enthält, ſondern auch in dem 
Falle, wenn eine ſolche Handlung ein Verbrechen gegen einen preußiſchen 
Unterthan enthält. Ferner aber hat die Abtheilung mit 10 Stimmen gegen. 
1 Stimme beſchloſſen, vorzuſchlagen, daß angetragen werde, die Beſtimmung, 
wonach auch auf die in der Abſicht, das preußiſche Geſetz zu umgehen, im 
Auslande vorgenommenen Handlungen, das preußiſche Strafgeſetz angewendet 
werden ſolle, fortzulaſſen. f 15 5 g 
Juſtiz⸗Miniſter v. Savigny. Es ſind gegen §. 2. überhaupt zwei 
verſchiedene Einwendungen erhoben worden; erſtens wird vorgeſchlagen, daß 
dem Satze: „Wenn die Handlung ein Verbrechen gegen den preußiſchen Staat 
enthält,“ eine Erweiterung gegeben werde, die dahin gerichtet iſt: „Gegen 
den preußiſchen Staat oder gegen preußiſche Unterthanen. Zweitens wurde 
vorgeſchlagen, den folgenden Satz: „Oder in der Abſicht, das preußiſche Ge⸗ 
fe zu umgehen,“ wegzulaſſen. Ich muß hier mit der Bemerkung anfangen, 
daß die beiden Sätze, die hier beſtritten werden, von einer ſehr mäßigen 
praktiſchen Erheblichkeit find. — Was den erſten Punkt betrifft, wonach 
beſtimmt werden ſoll, daß eine Handlung, von einem preußiſchen Unterthan 
im Auslande vorgenommen gegen einen anderen preußiſchen Unterthan, auch 
dann nach preußiſchem Geſetz beſtraft werden ſoll, wenn die Handlung nach 
dem Geſetze des Strafrechtes des Auslandes ſtraſlos if, fo bin ich bereit, die 
Gründe anzugeben, welche dieſe Beſtimmung in dem vorgelegten Entwurfe 
veranlaßt haben. Es iſt zunächſt die Rückſicht auf den Fall, den theilweiſe 
auch ein geehrter Redner erwähnt hat: wenn preußiſche Unterthanen längere 
Zeit im Auslande ſich aufhalten. Dann kann allerdings bei Verbrechen 
dieſer Art, welche jedoch, ich wiederhole es, Verbrechen von weniger bedenkli⸗ 
cher Natur ſind, und wobei ſich die Natur des Verbrechens weit weniger, als 
bei anderen, von ſelbſt verſteht — das Bewußtſein der Strafbarkeit dieſer 
Handlungen verſchwunden ſein. Wenn Jemand ſolche Handlungen oft vers 
üben flieht, ohne daß fie zur Unterſuchung und Strafe gezogen werden, jo 
können ſte'nachher von ihm mit dem Vewußtſein der Unſchuld vorgenommen 
werden, was durch ein Beiſpiel deutlicher werden wird. Wenn zwei Preußen 
ſich eine längere Zeit in einem Lande aufhalten, wo der Wucher keiner 
Strafe unterliegt, wenn fie alſo wucheriſche Handlungen immer ſtraflos be⸗ 
gehen ſehen, fo kann man möglicherweiſe annehmen, daß dieſe Handlungen 
von ihnen ohne das Bewußtſein der Strafbarkeit vorgenommen werden, und 
wenn nun jene Preußen nachher in unſeren Staat zurückkehren, ſo könnte 
es als eine Härte betrachtet werden, wenn das Preußiſche Wuchergeſetz auf 
fie angewendet werden ſollte. Das iſt der Geſichtspunkt, von welchem man 
ausgegangen iſt, indem man dieſen Punkt nicht mit aufgenommen hat, ihn 
nicht gleichgeſtellt hat dem Falle der Verletzung gegen den Preußiſchen Staat. 
Was den anderen Punkt betrifft, den Fall, der auch als Ausnahme aufgeſtellt 
wurde, die Abſicht, das Preußiſche Gefeg zu umgehen, ſo iſt eingewendet 
worden, es ſei dieſe Abſicht beim Aufenthalte im Auslande ſchwer zu konſta⸗ 
tiren, der Beweis ſei ſehr ſchwer zu führen. Dieſer Umſtand aber kann das 
Prinzip nicht umſtoßen, denn wenn der Beweis nicht geführt werden kann, 
ſo verſteht es ſich von ſelbſt, daß die Strafe nicht vollzogen werden kann, wie 
bei jedem anderen Verbrechen. Prinzipiell iſt es richtig, daß, wenn ein Unter⸗ 
than unſeres Landes die Grenzen deſſelben verläßt, um eine bei uns ſtrafbare 
Handlung ſtraflos zu machen, die Strafe nach unſeren Geſetzen vollzogen 
wird, und auch hier wird ein Beiſpiel die Sache deutlicher machen. In mans 
chen Ländern iſt der Zweikampf nicht ſtrafbar, zwei Preußen bereden ſich zum 
Duell, gehen über die Grenze, um den Zweikampf zu vollziehen und kehren 
dann zurück. Hier wird es unzweifelhaft ſein, daß ſie nur in der Abſicht 
über die Grenze gingen, um dem Geſetze zu entgehen, welches in dieſem Falle 
mit vollem Rechte auf ſie angewendet werden würde. Das iſt der Geſichtspunkt, 
von welchem ausgehend man den Entwurf abgefaßt hat, wobei ich wiederholen 
muß, daß dieſe Falle weder häufig, noch wichtig in Bezug auf die unbedingte 
Anwendung der Geſetze überhaupt ſind. 


Abg. Sperling. Ich muß geſtehen, daß ich in einer Beziehung etwas 


ſtrenger bin, als der Herr Juſtiz-Miniſter und mein verehrter Herr Kollege 
hier zu meiner Seite. Der Staat iſt verpflichtet, ſeinen Mitgliedern den 
Rechtsſchutz wirklich zu gewähren, den er durch die Strafgeſetze ihnen zuge⸗ 
ſichert hat, und ich will in Beziehung auf die Vergehen, die gegen feine Mit⸗ 
glieder von anderen Staats-Unterthanen begangen werden, das Geſetz in al⸗ 
len Fällen zur Anwendung gebracht wiſſen, keinem Staats-Unerthan die Ent⸗ 
ſchuldigung zu gut kommen laſſen, daß er ſich längere Zeit im Auslande bes 
funden habe. Statt deſſen würde ich ihm nur anheim geben, aus dem Un⸗ 
terthanen⸗Verbande ganz auszutreten. 
Abg. Fabricius. Ich wollte mir nur die Bemerkung erlauben, daß 
es mir dem Prinzip zu widerſprechen ſcheint, Verbrechen, welche von Auslän⸗ 
dern im Auslande begangen wurden, nach Preußiſchem Rechte zu beſtrafen. 
Abg. v. Camphauſen Ich gehöre zu denjenigen, welche ſich dem 
Antrage des Abgeordneten von Königsberg anſchließen, daß nämlich in allen 
Fällen, ſo wie das Landrecht vorgeſehen hat, die mildere Strafgeſetzgebung 
zur Anwendung gebracht werden ſoll. Die großen praktiſchen Bedenken — 
und dieſe hat man vorzugsweiſe dem entgegengeſtellt — würden gänzlich ver⸗ 
ſchwinden, wenn man den Grundſatz angenommen hätte, die Verbrechen im 
Julande werden beſtraft und die im Auslande begangenen nur dann, wenn 
fie einen Inländer verletzen oder gegen die Sicherheit des Staates gerichtet 
find, fo daß jeder Staat in ſemem Lande für Aufrechthaltung der Geſetze 
und der Ordnung und für die Beſtrafung der Verbrechen zu ſorgen hätte. 


Abg., Sperling. Für den Grundſatz, daß die Verbrechen, die im Aus⸗ 


lande begangen werden, nur nach den Geſetzen des Ortes der That beur⸗ 
theilt werden, ſpricht außer ſeiner inneren Natur gerade der Umſtand, daß 
dieſer Grundſatz ſchon vom dem Allg. Landrechte anerkannt und über 50 
Jahre in Anwendung geweſen iſt, ohne daß für die Juſtiz daraus Verle⸗ 
genheiten und Schwicrigkeiten hervorgegangen find. 

Jauſiiz⸗Miniſter Uhden. Es muß als richtig zugegeben werden, daß, 
wenn man den Grundſatz der Territorialität ſtreng feſthält, dann ſtets die 
mildere Geſetzgebung als ſolche in Anwendung kommen mußte. Der Grund⸗ 
ſatz iſt in der Befiimmung anerkannt, daß, wenn eine Handlung nach der 


auswärtigen Geſetzgebung nicht ſtrafbar iſt, dann in der Regel keine Strafe 


eintreten fol. Die Regierung hat das ſehr wohl gefühlt und hat ſich zu dem 
Vorſchlage nur aus der Rückſicht entſchloſſen, weil es Fälle giebt, wo eine 
Gleichſtellung der verſchiedenen Strafen nicht ausführbar iſt, wie dergleichen 


4 


wirklich in der Praxis vorgekommen find. Außerdem läßt fich aber auch das 
Strafmaß nicht immer mit Sicherbeit ermitteln. Es iſt ſodann von der Ab⸗ 
theilung in Autrag gebracht, die Beſtimmung fortzulaſſen, wonach auch auf 
die in der Abſicht, daß Preußiſche Geſetz zu umgehen, im Auslande vorge⸗ 
nommene Handlung das Preußiſche Strafgeſetz angewendet werden ſoll. Ich 
will mir für jetzt nur die Bemerkung erlauben, daß dieſe Beſtimmung keine 
unpraktiſche iſt, da Fälle der Art nicht zu den ſeltenen gehören, ſondern ſo⸗ 
wohl in der Rheinprovinz, wie in den alten Provinzen vorgekommen find. 

Abg. Frhr. v. Wolff⸗ Metternich. In der Faſſung des Entwurfes 
kann ich nur eine gerechte Würdigung und Berückſichtigung der internatio⸗ 
nalen Verhältniſſe erkennen, denn ſchwere Verbrechen, wodurch Private ver⸗ 
letzt werden, finden überall in den Rechtsbüchern, welche doch allen civiliſtr⸗ 
ten Völkern nicht fehlen können, ihre Strafen, wogegen auf geringfügige 
Vergehen und bei unbedeutenden Verletzungen ein Strafverfahren eintreten 
zu laſſen, zu weit führen würde und der Würde der Preußiſchen Geſetzge⸗ 
bung nicht zu entſprechen ſcheint. Ich werde deshalb für unveränderte Bei⸗ 
behaltung des Paragraphen mich erklären. 

Abg. Graf v. Schwerin. Ich halte den Grundſatz des 8. 2. für voll⸗ 
kommen gerechtfertigt, ich bin gegen die Meinung der Majorität, der Abthei⸗ 
lung, bin aber mit der Bemerkung der geehrten Abg. von der Rheinprovinz 
und Schleſten einverſtanden, daß es wünſchenswerth ſei, den Ausdruck: „Ge⸗ 
gen den Preußiſchen Staat“, zu ſpräziſtren, indem man die einzelnen Ver⸗ 
brechen nennt. ; 

Abg. v. Saucken-Tarputſchen. Der Herr Miniſter der Geſetzgebun 

ſagte, der Begriff von Unrecht fände ſich in allen Se 120 . 
Staaten ſeien Verbrechen mit Strafe belegt, nur das Strafmaß ſei ungleich. 
Sei es anders, ſo ſei es ausnahmsweiſer Natur. Ich vermag dieſe Behaup⸗ 
tung nicht anzuerkennen. Nach meiner geringen Anſichl verhält es ſich an⸗ 
ders. Es giebt Verbrechen, die nach unſerem Strafgeſetzbuch außerordentlich 
ſtrenge, die in anderen Staaten aber gar nicht oder nicht ſo ſtrenge beſtraft 
werden. Ich will nur anführen: Majeſtätsbeleidigung, Tadel der Regierung, 
Nichtachtung fremder Herrſcher und Staaten, Cenſur-Vergehen und andere 
mehr. Dies find in manchen Staaten gar keine Verbrechen, 
(Murren.) Ich bitte, mich zu hören. Es giebt Staaten, wo auch derarti⸗ 
ger Tadel erlaubt iſt. Bei uns aber werden ſchwere Freiheitsſtrafen auf nach 
manchen Begriffen nicht fo ſtrafbare Handlungen geſetzt. Ich muß alfo dabei 
verharren, daß es Verbrechen giebt, die in anderen Staaten nicht ſo ſtrafbar 
erſcheinen, als bei uns, ja, daß Verbrechen dort ganz ſtraflos ſind, die nach 
unſeren Geſetzen ſchweren Strafen unterworfen werden. 

Juſtiz⸗-Miniſter Uhden. Ich muß mir auf die Aeußerung des ſehr ges 
ehrten Redners doch eine Berichtigung geſtatten. Wenn geſagt worden iſt, 
es würde bei uns jeder Tadel der Landesgeſetze ic. beftraft, ſo iſt das nicht 
richtig. Der betreffende Paragraph des Landrechts verordnet: „Frecher, un⸗ 
2 an — I zu veranlaſſen“ Hierin liegt ein 
roßer Unterſchied. o viel mir bekannt iſt, wi 8 j 
155 0 ia 99 8950 elne e | ft, wird auch nach fremden Geſez⸗ 
Abg. Graf v. werin. Es iſt mir der Vorwurf gema 
daß ich keinen beſtimmten Vorſchlag für Abänderung 12 Fassung Aena 
habe. Ich wäre bereit, eine ſolche Faſſung zu beantragen, daß nämlich geſagt 
würde, ſtatt Verbrechen gegen den preußiſchen Staat, „Hochverrath, Landes- 
verrath und Majeſtätsbeleidigung.“ & 
Referent Naumann. Ich fühle das Bedürfniß, die Anſicht der Ma⸗ 
jorität der Abtheilung nochmals zu vertheidigen. Der Geſetz-Entwurf geht 
im erſten Paragraphen davon aus, daß der Grundſatz der Territorialität an 
die Spitze geſtellt werde. Dieſem Grundfage entſprechend, kommt es darauf 
an, daß das Recht im eigenen Staate Geltung erhalte. Es wird daher jede 
Handlung eines preußiſchen Unterthanen im preußiſchen Staate nach preuzi— 
ſchen Geſetzen zu beurtheilen ſein. Nach dieſem Grundfage würde eine Hands 
lung eines preußiſchen Unterthanen, außerhalb des preußiſchen Staates unter⸗ 
nommen, nicht nach preußiſchen Geſetzen zu beurtheilen ſein. Soll dies ge⸗ 
ſchehen, ſo muß ein beſonderer Grund vorliegen, und dieſer Grund kann nur 
darin gefunden werden, daß entweder der preußiſche Staat, dem der Unter- 
than zur Treue verpflichtet iſt, oder ein preußiſcher Unterthan verletzt wird. 
Iſt dem nicht ſo, iſt nicht einer von Beiden verletzt, ſo beſteht kein Verbrechen, 
ſo beſteht kein Beleidigter; denn die preußiſchen Geſetze können unmöglich 
alle Welt nach preußiſchen Grundſätzen und nach preußiſchen Strafgefegen 
ſchützen. Hat alfo der Staat kein beionderes Intereſſe, ſich ſelbſt oder feine 
Unterthanen zu ſchützen, ſo, glaube ich, liegt für ihn keine Veranlaſſung vor, 
die Handlungen ſeiner Unterthanen im Auslande nach ſeinen Geſetzen zu 
beurtheilen. Deshalb ſprach die Majorität der Abtheilung die Meinung aus, 

der Paragraph müſſe modiſizirt werden. N 

Abg. Graf v. Schwerin. Die Abtheilung hat das keinesweges bean⸗ 
tragt, fie hat den Grundſatz, den der erſte Satz des Paragraphen aufſtellt, 
daß preußiſche Unterthanen überall nach preußiſchen Geſetzen zu beſtrafen, 
angenommen; gegen dieſen Grundſatz iſt von der Verſammlung ebenfalls 
nichts erinnert, damit iſt aber nicht vereinbar, was daß beantragte Amende⸗ 
ment will, daß man das Geſetz des Auslandes mildere, um dieſes anzuwenden. 

Noch weniger aber geht dies bei den Handlungen, von denen der zweite 
Satz ſpricht, denn dies find ja gerade nur im Auslande ganz ſtrafloſe. 

Was die Abtheilung beantragt, bezieht ſich lediglich auf dieſe letzten 
Handlungen, ſte will dieſe nicht nur ſtrafen, wenn ſte Verbrechen gegen den 
Staat, ſondern auch wenn fie Verbrechen gegen den Staatsbürger betreffen. 

Der Antrag iſt alſo eine Verſchärfung, die mir auch, wie ich ſchon 
früher geſagt, nicht gerechtfertigt erſcheint. a N ne 

Referent Abg. Naumann. Die Bemerkung iſt ganz richtig; ich habe 
mich falſch ausgedrückt. Die Majorität der Abtheilung iſt der Anſicht, daß 
weiter gegangen werden müſſe, als der Gefeg- Entwurf will. Dies Verſehen 
iſt indeß ohne Einfluß auf die von mir entwickelten Gründe. Ich behalte 
mir vor, wegen des zweiten Vorſchlages noch ein Wort zu ſagen. 


(Schluß folgt.) 


